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Editorial  

Wir begrüßen Sie herzlich zu einer 

neuen Ausgabe unseres „IFRS-Bulle-

tins“, mit dem wir Sie über aktuelle 

und bedeutsame Entwicklungen zu 

den IFRS informieren wollen. 

Dabei stellen wir Ihnen neben den ak-

tuellen Veröffentlichungen des IASB 

auch den aktuellen Stand der IFRS IC 

Agenda Decisions in Q1/2022 vor.  Bei 

den Enforcementaktivitäten wird der 

aktuelle Enforcementreport der ESMA 

beleuchtet.  

Wir geben darüber hinaus einen 

Überblick über die Aktivitäten von 

DRSC und IDW sowie auf europäischer 

Ebene von der EFRAG. 

Auch geben wir Ihnen einen kurzen 

Ausblick auf die ersten Entwürfe des 

ISSB sowie den Verlautbarungen des 

Platform on Sustainable Finance zur 

Erweiterung der bestehenden EU-

Umwelttaxonomie. 

Im aktuellen Blickpunktthema be-

schäftigen wir uns mit Fragen zu den 

Auswirkungen des Kriegs gegen die 

Ukraine auf die Rechnungslegung 

nach IFRS zum 31.12.2021. 

Unsere Fachmitarbeiter/-innen des 

Fachbereichs Accounting, Reporting 

& Governance der BDO stehen Ihnen 

für weitere Auskünfte gerne zur Ver-

fügung und beraten Sie in allen wei-

teren Fragen zu Themen rund um die 

Rechnungslegung. 

 

 

 

mailto:arg@bdo.de
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1. ENDORSEMENT STATUS  

1.1. Übernahmen in EU-Recht 

Nachfolgende Neuerungen wurden im Zeitraum 

Januar bis März 2022 in EU-Recht übernommen 

(EU-Anwendungszeitpunkt jeweils in Klammern): 

• Änderungen IAS 1 - Presentation of Financial 

Statements and IFRS Practice Statement 2: 

Disclosure of Accounting policies (01.01.2023) 

• Änderungen IAS 8 - Accounting policies, 

Changes in Accounting Estimates and Errors: 

Definition of Accounting Estimates 

(01.01.2023) 

1.2. Ausstehende Übernahmen 

Das Endorsement der nachfolgenden Standards 

sowie Änderungen an den IFRS steht noch aus 

(erwartetes Endorsement jeweils in Klammern; 

EFRAG-Stand: 25.03.2022): 

• Änderungen an IAS 1: Classification of Liabili-

ties as Current or Non-current und Classifica-

tion of Liabilities as Current or Non-current – 

Deferral of Effective Date (das IASB hat am 

19. November 2021 einen neuen Entwurf zu 

diesem Thema veröffentlicht) 

• Änderungen an IAS 12: Deferred Tax related 

to Assets and Liabilities arising from a Single 

Transaction (noch offen)  

• Änderungen an IFRS 17: Initial Application of 

IFRS 17 and IFRS 9 – Comparative Information 

(noch offen) 

Den Endorsement-Status der Europäischen Bera-

tungsgruppe für Rechnungslegung (EFRAG) finden 

Sie hier. 

2. EUROPÄISCHES ENFORCEMENT 

2.1. ESMA–Enforcementreport 2021 veröf-

fentlicht 

Der Bericht 2021 Corporate Reporting Enforce-

ment and Regulatory Report der Europäischen 

Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) 

vom 30.03.2022 enthält Informationen zu En-

forcement-Aktivitäten in Europa in 2021.  

• In der gesamten Europäischen Union wurden 

insgesamt 711 IFRS-Emittenten von den zu-

ständigen nationalen Enforcement-Stellen im 

Jahre 2021 geprüft (Vorjahr: 729). 

• Soweit die nationalen Enforcement-Stellen 

auch für das Enforcement der nicht-finanziel-

len Berichterstattung zuständig sind, enthält 

der ESMA Bericht ebenfalls Informationen 

über diese Untersuchungen. Sie betrafen ca. 

36% der Emittenten (Vorjahr: 37%). 

• In Bezug auf die finanzielle Berichterstattung 

waren ca. 17% aller IFRS-Emittenten (Vor-

jahr: 19%), deren Aktien in regulierten Märk-

ten in Europa gehandelt werden, von den En-

forcement-Untersuchungen betroffen. Diese 

Untersuchungen führten zu 250 Durchset-

zungsmaßnahmen, bei denen wesentliche Ab-

weichungen von den IFRS festgestellt wurden 

(Vorjahr: 265). Dies entspricht einer Quote 

von ca. 40% (Vorjahr: 38%). Wie in der Ver-

gangenheit wurden Mängel überwiegend im 

Bereich der Finanzinstrumente (IFRS 9), der 

Wertminderung von nichtfinanziellen Vermö-

genswerten (IAS 36), der Umsatzerlösrealisa-

tion (IFRS 15) sowie der Darstellung des Ab-

schlusses (IAS 1) festgestellt. 

Weiterführende Informationen finden Sie hier. 

2.2. Änderungen am Umlageverfahren für die 

Kosten der Bilanzkontrolle durch FISG  

Seit dem Jahr 2005 unterliegt die Rechnungsle-

gung (u.a. Jahres- und Konzernabschlüsse nebst 

Lageberichten) von kapitalmarktorientierten Un-

ternehmen dem sog. Enforcement. Mit dem Ge-

setz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität 

(FISG) wird das Enforcement-System in Deutsch-

land umgestaltet. Bisher wurde dieses Verfahren 

zweistufig durch die Deutsche Prüfstelle für 

Rechnungslegung (DPR) und die Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) durchge-

führt. Im neuen einstufigen System ist ab dem 

1.1.2022 allein die BaFin zuständig, die auch bis 

zum 31.12.2021 nicht abgeschlossene (DPR-)Prü-

fungen fortführt. 

Zur Erfüllung ihrer Pflichten hat die BaFin ihre 

internen Strukturen und Prozesse angepasst und 

eine neue Gruppe Bilanzkontrolle (Gruppe BilKo) 

eingerichtet, die seit September 2021 mit rund 

60 Beschäftigten – und damit doppelt so viel Per-

sonal wie zuvor bei BaFin und DPR zusammen – 

aktiv ist.  

Die DPR wurde zur Erfüllung ihrer Aufgaben auf 

Grundlage eines durch das BMF zu genehmigen-

den Wirtschaftsplans durch die BaFin finanziert. 

Die BaFin hatte nach §17d Absatz 1 Satz 4 FinDAG 

a.F. per Umlage durch Unternehmen, deren 

Wertpapiere an einer deutschen Börse zum Han-

https://www.efrag.org/Endorsement
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/april-2022/esma%E2%80%93enforcementreport-2021-veroffentlicht
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del im amtlichen oder geregelten Markt zugelas-

sen sind/waren, Finanzmittel eingezogen. Als 

Umlageschlüssel galten die inländischen Börsen-

umsätze der zu prüfenden Unternehmen. Dabei 

war ein Mindest- (250 EUR), aber auch ein 

Höchstbetrag (40.000 EUR) der Finanzierungsbei-

träge für die Unternehmen zu berücksichtigen.  

Künftig entfällt die Höchstbetragsregelung, so 

dass ausschließlich die inländischen Börsenum-

sätze des jeweiligen Unternehmens als Umlage-

schlüssel zur Anwendung kommen (§ 16l FinDAG).  

 

3. AKTIVITÄTEN VON DRSC UND IDW 

3.1. DRSC Stellungnahme zu ED/2021/9 

Ende 2021 hatte der IASB den Entwurf ED/2021/9 

Non-current Liabilities with Covenants veröf-

fentlicht. Hintergrund waren die Änderungen an 

IAS 1 aus dem Januar 2020 sowie die damit ein-

hergehende vorläufige Agenda Decision des IFRS 

IC im Dezember 2020. Aufgrund der Vielzahl an 

Rückmeldungen, die v.a. praktische (ungewollte) 

Probleme in der Umsetzung sahen, wurde der 

IASB tätig, welcher letztlich diesen Entwurf ver-

öffentlichte, der die Klassifizierung von Schulden 

klarstellen soll. Betroffen sind Schulden, für die 

bestimmte Kreditbedingungen (covenants) ver-

einbart sind, deren Einhaltung jedoch erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt überprüft wird.  

Das DRSC nimmt in Bezug auf die drei Kernthe-

men des Entwurfs teilweise eine ablehnende Hal-

tung ein: 

• Bedingungen, die ein Unternehmen nach der 

Berichtsperiode erfüllen muss, sollen nach 

dem Entwurf keine Auswirkung auf die Klassi-

fizierung einer Verbindlichkeit als kurz- oder 

langfristig zum Ende dieser Berichtsperiode 

haben. Das DRSC nimmt hier eine abwägende 

Position ein. Einerseits stimmt es der Klar-

stellung des derzeitigen IAS 1.72A zu. Ande-

rerseits äußert es Bedenken zu einer rein 

stichtagsbezogenen Betrachtung. V.a. dann, 

wenn kurz nach dem Abschlussstichtag eine 

Verletzung der covenants eingetreten ist 

(bspw. am 1.2. bei Stichtag 31.12.). 

• Die angedachte neue Ausweisvorschrift für 

langfristige Finanzverbindlichkeiten, die in 

den nächsten 12 Monaten Bedingungen unter-

liegen (gesonderter Ausweis solcher Verbind-

lichkeiten, wobei klar erkennbar sein muss, 

dass diese Finanzierungen innerhalb von 12 

Monaten bestimmte Kreditbedingungen erfül-

len müssen) lehnt das DRSC ab. Es sei davon 

auszugehen, dass fast alle langfristigen 

Schulden eines Unternehmens davon betrof-

fen sind. Diese Umgliederung würde keinen 

Informations-(mehr)wert bringen.  

• Den geplanten zusätzlichen Anhangsvor-

schriften (Informationen darüber, dass eine 

als langfristig ausgewiesene Finanzverbind-

lichkeit innerhalb von zwölf Monaten nach 

dem Abschlussstichtag rückzahlbar werden 

könnte) stimmt das DRSC zu. Aufgrund des 

umfassenden Anwendungsbereichs (fast alle 

Finanzverbindlichkeiten haben covenants) 

wird empfohlen die Angaben auf solche Situ-

ationen zu beschränken, in denen ein hohes 

Risiko besteht, dass das Unternehmen die 

covenants nicht einhalten kann. 

3.2. DRSC Stellungnahme zu ED/2021/10 

Hintergrund von ED/2021/10 ist eine IFRS IC Ent-

scheidung aus Dezember 2020 zu Supplier Fi-

nance Arrangements. Der Entwurf beinhaltet (ge-

plante) Klarstellungen zu Angabevorschriften in 

IAS 7 und IFRS 7. U.a. soll IAS 7 dahingehend an-

gepasst werden, dass Veränderungen der Ver-

bindlichkeiten aus Supplier Finance Arrange-

ments im cashflow aus Finanzierungstätigkeit se-

parat ausgewiesen werden. Weiterhin sind so-

wohl für IAS 7 als auch IFRS 7 zusätzliche Anga-

bepflichten zu erfüllen.  

Das DRSC stimmt dem Vorhaben des IASB über 

zusätzliche Angaben in Abschlüssen Transparenz 

im Bereich von Lieferkettenfinanzierung zu 

schaffen grds. zu.  

Gleichwohl bedürfe es einer ganzheitlichen Lö-

sung zum Thema Supplier Finance Arrangements, 

da zusätzliche Angaben allein nicht ausreichten, 

um die Herausforderungen im Zusammenhang 

mit der Bilanzierung von Lieferantenfinanzie-

rungsvereinbarungen wirksam zu lösen. Heraus-

forderungen stellten sich – allerdings ohne wei-

tere Angabe von Details - nach Meinung des DRSC 

auch in der Darstellung in der Bilanz sowie in der 

Kapitalflussrechnung. Zu letzterem Punkt sei ein 

größeres Überarbeitungsprojekt sinnvoll.   
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3.3. Fachlicher Hinweis des IDW zu den Aus-

wirkungen des Ukraine-Krieges auf die 

Rechnungslegung  

Das Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 

e.V. (IDW) geht in seinem Fachlichen Hinweis 

„Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf die Rech-

nungslegung und deren Prüfung“ vom 08.03.2022 

auf erste Fragen zum Thema ein. Das IDW kon-

zentriert sich zunächst auf Fragen hinsichtlich 

des Abschlussstichtages 31.12.2021 für die natio-

nale Rechnungslegung (HGB), internationale 

Rechnungslegung (IFRS) und Abschlussprüfung; 

weitere relevante Fragen und Antworten sollen 

später ergänzt werden. 

Für weitere Informationen zur Rechnungslegung 

nach HGB verweisen wir auf unseren Beitrag. In-

formationen zu den Auswirkungen auf die Prü-

fung finden Sie hier. Eine Zusammenfassung des 

Fachlichen Hinweises des Fachausschuss für Un-

ternehmensbewertung und Betriebswirtschaft 

(FAUB) des IDW finden Sie hier. Die Auswirkungen 

zur Rechnungslegung nach IFRS behandeln wir als 

Blickpunktthema dieses IFRS Bulletin (s.u.).  

4. AKTIVITÄTEN DES IASB/IFRS IC 

4.1. Änderungen an IAS 1 und an IAS 8 in EU-

Recht übernommen  

Der International Accounting Standards Board 

(IASB) hatte Anfang 2021 zwei neue Änderungen 

an IAS 1 und IAS 8 veröffentlicht. Beide Änderun-

gen wurden am 03.03.2022 in EU-Recht (Endorse-

ment) übernommen. 

• Das Amendment to IAS 1 - Disclosure of Ac-

counting Policies widmet sich den Anhangan-

gaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden und wird durch das ebenfalls geän-

derte Begleitmaterial IFRS Practice State-

ment 2 „Making Materiality Judgements“ an-

hand von Leitlinien konkretisiert. 

• Das Amendment to IAS 8 - Definition of Ac-

counting Estimates konkretisiert die Abgren-

zung von Änderungen von Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden zu Schätzungsänderun-

gen. Über die Änderungen an IAS 8 wird erst-

mals eine Definition des Begriffs einer „rech-

nungslegungsbezogenen Schätzung“ (ac-

counting estimate) eingeführt. 

Beide Änderungen gelten für Geschäftsjahre, die 

am oder nach dem 01.01.2023 beginnen. Weitere 

Informationen finden Sie hier. 

 

 

 

4.2. Agenda Decisions des IFRS IC in Q1/2022 

Norm Kurzbeschreibung Monat 

IFRS 9 

und  

IAS 20 

TLTRO III (Targeted Longer-

Term Refinancing Operati-

ons) Darlehen können einen 

Vorteil in Form eines Darle-

hens zu einem unter dem 

Marktzins liegenden Zinssatz 

beinhalten, der als Zuschuss 

der öffentlichen Hand zu bi-

lanzieren ist, wenn (kumu-

lativ) 

• die EZB die Definition 

eines government gem. 

IAS 20 erfüllt; und 

• der auf die TLTRO III-

Tranchen erhobene 

Zinssatz ein unter dem 

Marktniveau liegender 

Zinssatz ist. 

Feb-

ruar 

IAS 7 Fraglich ist, ob Beträge, die 

als Sichteinlage (demand 

deposit) gehalten werden, 

in der Bilanz und der Kapi-

talflussrechnung als cash 

auszuweisen sind, wenn 

(Verfügungs-)Beschränkun-

gen bestehen. Im konkreten 

Fall befand das IFRS IC, dass 

die Beschränkungen nicht 

die Art (nature) der in der 

Sichteinlage gehaltenen Be-

träge ändern; das Unterneh-

men kann auf diese Beträge 

auf Verlangen zugreifen 

(Ausweis als cash and cash 

equivalent in der Kapital-

flussrechnung). 

Ausweis in der Bilanz: Be-

achtung der Vorgaben in IAS 

1.54(i) (separater Ausweis) 

sowie ggf. Hinzufügen von 

additional line items gem. 

IAS 1.55. 

März 

https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/idw-veroffentlicht-fachlichen-hinweis-zu-den-auswirkungen-des-ukraine-krieges-auf-die-rechnungslegun
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/idw-veroffentlicht-fachlichen-hinweis-zu-den-auswirkungen-des-ukraine-krieges-auf-die-rechnungslegun-1
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/april-2022/idw-fachlicher-hinweis-des-faub-zu-den-auswirkungen-des-ukraine-krieges-auf-die-unternehmensbewertu
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/endorsement-der-anderungen-an-ias-1-und-an-ias-8


 5 

 

4.3. Ergänzungen der IFRS-Taxonomie  

Der IASB hat im Februar 2022 eine Aktualisierung 

der IFRS-Rechnungslegungstaxonomie veröffent-

licht. Die Aktualisierung umfasst die Änderungen 

Disclosure of Accounting Policies sowie Defini-

tion of Accounting Estimates (s.o.). 

5. AKTIVITÄTEN AUF EUROPÄISCHER 

EBENE 

5.1. ISSB veröffentlicht erste Entwürfe 

Das International Sustainability Standard Board 

(ISSB), als Schwestergremium des IASB, hat nach 

seinem Amtsbeginn am 01.01.2022 am 

31.03.2022 den Entwurf zweier Standards zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung veröffentlicht. 

Beide Entwürfe bauen auf dem jeweils gleichna-

migen Prototyp der Technical Readiness Working 

Group (TRWG) auf. 

• [DRAFT] IFRS S1 General Requirements for 

Disclosure of Sustainability-related Financial 

Information.  

• [DRAFT] IFRS S2 Climate-related Disclosures 

  

Die Konsultationsfrist für beide Entwürfe läuft 

bis zum 29.07.2022. Anschließend erfolgt ein Re-

viewprozess der eingebrachten Rückmeldungen 

mit dem Ziel die Standards bis zum Jahresende 

2022 zu finalisieren. Weitere Informationen fin-

den Sie hier. 

5.2. Verlautbarungen der Platform on 

Sustainable Finance 

Die Platform on Sustainable Finance berät die 

Europäische Kommission bei der (Weiter-)Ent-

wicklung der EU-Umwelttaxonomie. Ziel der Er-

weiterung ist die Unterstützung einer ökologisch 

nachhaltigen Transition von Wirtschaftstätigkei-

ten. Dies soll durch die Aufnahme neuer Katego-

rien von Wirtschaftstätigkeiten erfolgen. Die 

Platform on Sustainable Finance hat je am 29. 

und am 30.03.2022 einen Bericht mit Vorschlägen 

der Erweiterung veröffentlicht. Es ist derzeit je-

doch noch nicht entschieden, ob eine Erweite-

rung der EU-Umwelttaxonomie tatsächlich statt-

findet. Ein kompakter Überblick: 

• Final Report on Taxonomy extension options 

supporting a sustainable transition (Bericht 

vom 29.03.2022): Bisher können Wirt-

schaftstätigkeiten entweder einen wesentli-

chen Beitrag zu mindestens einem Umwelt-

ziel der EU-Taxonomie leisten oder nicht. 

Vorgeschlagen werden neben der Kategorie 

„wesentlicher Beitrag zu mindestens einem 

Umweltziel“ (grüne Kategorie) noch folgende 

Kategorien: 

• „wesentliche Beeinträchtigung mindestens 

eines Umweltzieles“ (rote Kategorie), 

• „Zwischentätigkeiten “ (gelbe Kategorie) 

und 

• „Wirtschaftstätigkeiten mit geringen nega-

tiven Umweltauswirkungen“ (graue Katego-

rie). 

• Part A: Methodological report March 2022 

(Bericht vom 30.03.2022): Einerseits soll die 

bestehende EU-Taxonomie vervollständigt 

werden, da bspw. bislang keine Wirt-

schaftstätigkeiten im Agrarsektor erfasst 

wurden. Weiterhin wurden technische Be-

wertungskriterien bisher nur für die beiden 

klimabezogenen Umweltziele bestimmt. Der 

Bericht enthält nun auch technische Bewer-

tungskriterien für die vier nicht-klimabezoge-

nen Umweltziele. Außerdem enthält der Be-

richt Vorschläge mit Bezug zur Überprüfung 

der Kriterien für erhebliche Beeinträchtigun-

gen der Umweltziele.  

5.3. EFRAG veröffentlicht Arbeitspapiere zu 

European Sustainability Reporting Stan-

dard Environment 

Die EFRAG hat den Entwurf des ESRS 1 „Allge-

meine Vorschriften“ zu den European Sustainabi-

lity Reporting Standards (ESRS) veröffentlicht. In-

haltlich handelt es sich um den zentralen Stan-

dard für das Verständnis der ESRS Architektur. 

Daneben sind weitere themenspezifische Stan-

dards namentlich der ESRS S2 („Arbeitsbedingun-

gen für eigene MitarbeiterInnen“) und der ESRS 

S3 („Chancengleichheit für eigene MitarbeiterIn-

nen“) veröffentlicht worden, welche die Stan-

dards im Themenfeld Soziales komplettieren. Im 

Themenfeld Unternehmensführung sind die Ar-

beitspapiere ESRS G1 „Unternehmensführung, Ri-

sikomanagement und interne Kontrollen“ sowie 

ESRS G3 „Grundsätze der Geschäftstätigkeit“ auf 

der EFRAG Website eingestellt worden. Nähere 

Informationen hierzu finden Sie hier. 

EFRAG hat zudem den Entwurf des ESRS G2 „Pro-

dukte und Dienstleistungen, Management und 

Qualität der Beziehungen zu Geschäftspartnern“ 

https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/april-2022/issb-veroffentlicht-konsultierende-standards-zur-nachhaltigkeitsberichterstattung
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/efrag-veroffentlicht-letzte-arbeitspapiere-zu-european-sustainability-reporting-standards
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vorgelegt. Inhaltlich ergänzt das Arbeitspapier im 

Themenfeld Unternehmensführung die bereits 

veröffentlichten Arbeitspapiere ESRS G1 „Unter-

nehmensführung, Risikomanagement und interne 

Kontrollen“ sowie ESRS G3 „Grundsätze der Ge-

schäftstätigkeit“. Weitere Informationen finden 

Sie hier. 

 

5.4. Übernahme der ESEF-Basistaxonomie 

2021 in EU-Recht 

Die aktualisierte ESEF-Basistaxonomie 2021 

wurde inzwischen im Amtsblatt der Europäischen 

Union veröffentlicht und tritt am zwanzigsten 

Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die 

ESEF-Basistaxonomie 2021 gilt für Geschäfts-

jahre, die am oder nach dem 1. Januar 2022 be-

ginnen. Weitere Informationen finden Sie hier. 

 

5.5. Finale EFRAG Stellungnahmen zu 

ED/2021/9 und ED/2021/10 

Die EFRAG nimmt zu den beiden Entwürfen wie 

folgt Stellung: 

• ED/2021/9: EFRAG unterstützt den Vor-

schlag, Verbindlichkeiten mit covenants als 

langfristig einzustufen, wenn ihre Einhaltung 

nach dem Ende des Berichtszeitraums erfor-

derlich ist. EFRAG empfiehlt jedoch den vor-

geschlagenen Paragraphen 72C(b) zu strei-

chen. Einerseits ist die Beziehung zwischen 

den Paragraphen 72B(b) und 72C(b) des ED 

nicht klar, da nach 72B(b) eine Verbindlich-

keit mit einer bestimmten Bedingung nicht 

als kurzfristig eingestuft wird, wenn die Er-

füllung erst innerhalb der nächsten 12 Mo-

nate nach dem Ende der Berichtsperiode er-

forderlich ist. Nach 72C(b) ist die Verbind-

lichkeit jedoch als kurzfristig einzustufen, 

wenn sie infolge eines "ungewissen künftigen 

Ereignisses" („unaffected by the entity’s fu-

ture actions“), das innerhalb der nächsten 12 

Monate nach dem Ende der Berichtsperiode 

eintreten kann, von den künftigen Handlun-

gen des Unternehmens unbeeinflusst ist. 

Weiterhin ist nicht klar, was mit mit „unaf-

fected by the entity’s future actions " im Zu-

sammenhang mit covenants gemeint ist. 

Nach Ansicht der EFRAG sei häufig schwer zu 

unterscheiden, zwischen künftigen Ereignis-

sen, die von den künftigen Handlungen des 

Unternehmens entweder beeinflusst oder 

nicht beeinflusst werden. 

Ebenso ist EFRAG nicht einverstanden mit ei-

nem gesonderten Ausweis von Verbindlich-

keiten in der Bilanz. Bedenken bestehen 

auch zum weiten Umfang der Angaben. 

• ED/2021/10: EFRAG unterstützt die Vor-

schläge, da diese die Transparenz der Be-

richterstattung verbessern wird. EFRAG ist 

jedoch der Ansicht, dass das Projekt nicht 

vollständig auf das umfassendere Problem 

der Schaffung der notwendigen Transparenz 

in Bezug auf das Liquiditätsrisiko und die 

Verschuldung des Betriebskapitals von Unter-

nehmen eingeht, und ermutigt das IASB, 

mögliche Verbesserungen zur Abbildung von 

Finanzierungsvereinbarungen mit Lieferanten 

in der Zukunft zu prüfen.  

 

6. BLICKPUNKT: ZWEIFELSFRAGEN 

ZU DEN AUSWIRKUNGEN DES 

KRIEGS GEGEN DIE UKRAINE AUF 

DIE RECHNUNGSLEGUNG ZUM 

31.12.2021 (IFRS) 

6.1. Hintergrund 

Das IDW hat einen Fachlichen Hinweis zu den 

„Auswirkungen des Ukraine-Kriegs auf die Rech-

nungslegung und deren Prüfung“ veröffentlicht. 

Das IDW nimmt sich dabei zunächst solchen Fra-

gen an, die sich branchenunabhängig in Jahres- 

und Konzernabschlüssen zum Abschlussstichtag 

des 31.12.2021 stellen. Viele dieser Abschlüsse 

sind derzeit noch nicht – oder noch nicht ab-

schließend – aufgestellt und geprüft bzw. festge-

stellt oder gebilligt.  

Nachfolgend werden die wesentlichen Inhalte 

dieses Fachlichen Hinweises dargestellt und er-

läutert. Dabei wird die Perspektive eines IFRS-

(Konzern-)Abschlusses eingenommen.  

6.2. Nicht zu berücksichtigende Ereignisse 

nach dem Abschlussstichtag 

Der Krieg stellt für Abschlüsse auf Stichtage vor 

dem 24.02.2022, also bspw. dem 31.12.2021, 

analog der handelsrechtlichen Sichtweise ein 

nicht in der Bilanz und Gewinn- und Verlustrech-

nung zu berücksichtigendes Ereignis dar (non-ad-

justing event). Für die Qualifizierung der unmit-

telbaren und mittelbaren Auswirkungen des 

https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/efrag-veroffentlicht-weiteres-arbeitspapier-zu-european-sustainability-reporting-standards
https://www.bdo.de/de-de/blogs/accounting-it-blog/marz-2022/ubernahme-der-esef-basistaxonomie-2021-in-eu-recht
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Kriegsausbruchs als nicht zu berücksichtigendes 

Ereignis in IFRS-Abschlüssen, die auf einen vor 

dem 24.02.2022 liegenden Stichtag aufzustellen 

sind, gelten die Ausführungen zum Handelsrecht 

entsprechend. Allerdings kann eine (z.B. kriegs-

bedingte) Verschlechterung der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage nach dem Abschlussstich-

tag eine genauere Überprüfung der Annahme der 

Unternehmensfortführung erforderlich machen 

(IAS 10.15). 

6.3. Angaben zu Ereignissen nach dem Bilanz-

stichtag 

Sofern ein nicht zu berücksichtigendes Ereignis 

wesentlich ist, muss über die Art des Ereignisses 

berichtet werden (IAS 10.21(a)). Gemäß IAS 

10.21(b)) ist zusätzlich eine Schätzung der finan-

ziellen Auswirkungen oder die Tatsache, dass 

eine solche Schätzung nicht möglich ist, im An-

hang anzugeben. Diese Informationen nach IAS 

10.21 sind vergleichbar zu § 285 Nr. 33 HGB. Bei-

den gemein ist auch, dass die Anforderungen in-

haltlich nicht weiter konkretisiert werden. Her-

vorzuheben ist nach IFRS insbesondere, dass IAS 

10.21 nicht fordert, zu begründen, weshalb eine 

Schätzung nicht möglich ist.  

Ebenso wird in IAS 10 der Begriff „finanzielle Aus-

wirkung“ nicht erläutert, insbesondere nicht, ob 

dieser sich auf die Auswirkung auf den Gewinn 

oder Verlust, das sonstige Gesamtergebnis (OCI), 

das Eigenkapital, die cashflows oder die Bilanz 

bezieht. Die Angaben sollten hinreichend viele 

numerische Informationen enthalten, um das Er-

eignis und seine Auswirkungen auf das berich-

tende Unternehmen zu verstehen. 

6.4. Angabepflichten bei wesentlichen Unsi-

cherheiten bei der Beurteilung der going 

concern-Annahme 

Das IDW verwertet – wortgleich – an dieser Stelle 

seines neuen Fachlichen Hinweises die bereits 

bekannten Anforderungen und Guidelines der 

IFRS aus dem Fachlichen Hinweis zur Corona 

Krise zu Frage 2.1.5. Maßgeblich ist IAS 1.25, wo-

nach das Management über bestehende wesentli-

che Unsicherheiten (material uncertainties), die 

sich auf Ereignisse oder Gegebenheiten bezie-

hen, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-

fen, zwingend zu berichten hat. Ergänzt werden 

die Anforderungen des IAS 1.25 durch das Lehr-

material (educational material) der IFRS-Stiftung 

(IFRS Foundation) vom 13.1.2021. In dem Lehr-

material wurden die Vorschriften von IAS 1, die 

für die Beurteilung der Annahme der Unterneh-

mensfortführung relevant sind, zusammengetra-

gen. Das im Einklang mit dem überarbeiteten 

Due Process Handbook erstellte Lehrmaterial er-

gänzt oder ändert die Anforderungen in den 

Standards jedoch nicht.  

Nach den Vorgaben von IAS 1.26 ist eine Bilanzie-

rung unter going concern nur zulässig, wenn min-

destens für zwölf Monate von der Fortführung 

des Unternehmens ausgegangen werden kann. 

Die Fortführungsprognose ist dabei nicht zu ver-

wechseln mit der Liquiditätsprognose nach §18 

Abs. 2 Satz 2 InsO (Stand Aktualisierung nach 

dem Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- 

und Insolvenzrechts (SanInsFoG)).  

Im derzeit angespannten wirtschaftlichen Um-

feld, v. a. resultierend aus diversen Sanktions-

maßnahmen europäischer Regierungen gegenüber 

unternehmerischen Aktivitäten auf russischem 

Territorium (und Gegensanktionen) oder in per-

soneller Hinsicht (u. a. wenn Vermögen von 

Hauptinvestoren eingefroren wird), sind erhebli-

che Rückgänge von Umsätzen, Rentabilität und 

Liquidität denkbar. Dies lässt die Frage aufkom-

men, ob Zweifel an der Fortführung eines Unter-

nehmens bestehen können. Die damit einherge-

hende Entscheidung, ob der Jahresabschluss auf 

der Annahme der Unternehmensfortführung er-

stellt wird, kann daher ein höheres Maß an Er-

messensspielraum als üblich erfordern.  

Gefordert ist eine transparente Berichterstattung 

über mögliche Unsicherheiten. Die dabei zu be-

rücksichtigen Aspekte können vielfältig sein. 

Nach Ansicht der IFRS-Stiftung ist es daher wich-

tig, nicht nur die spezifischen Angabepflichten in 

Bezug auf die Unternehmensfortführung nach IAS 

1.25 zu berücksichtigten, sondern auch die über-

greifenden Angabepflichten in IAS 1 (u. a. IAS 

1.122). Das Lehrmaterial enthält weiterhin eine 

exemplarische Szenarienanalyse mit Verweis auf 

veröffentlichte IFRS IC Agenda Decisions, sowie 

Ausführungen zu den Vorgaben von IAS 1, wenn 

kein going concern mehr gegeben ist.  



 8 

 

6.5. Einbeziehung ukrainischer, russischer 

oder belarussischer Tochterunterneh-

men in den Konzernabschluss 

Im Rahmen der IFRS-Rechnungslegung (speziell 

IFRS 10) gibt es kein ausdrückliches, den Rege-

lungen des § 296 Abs. 1 Nr. 2 HGB vergleichbares 

Konsolidierungswahlrecht.  

Nach der bis 2004 geltenden Fassung von IAS 

27.13(b) bestand ein Konsolidierungsverbot auf-

grund erheblicher und langfristiger Beschränkun-

gen bzgl. der Fähigkeit zum Finanzmitteltransfer 

(„it operates under severe long-term restrictions 

which significantly impair its ability to transfer 

funds to the parent.“). Dieses Verbot ist schon 

mit IAS 27 rev. 2003 entfallen und auch in IFRS 

10 nicht enthalten. Lediglich IFRS 10.B36 stellt 

klar, dass ein Unternehmen, das unter Kontrolle 

staatlicher Behörden, Gerichte, Zwangsverwalter 

oder Aufsichtsbehörden steht, kein Mutter-Toch-

ter-Verhältnis begründet. Eine analoge Anwen-

dung der handelsrechtlichen Ausnahmevorschrift 

scheidet somit u.E. aus. Dies wird explizit in IFRS 

10.BCZ21 festgehalten, wonach Beschränkungen 

des Finanzmitteltransfers für sich allein genom-

men nicht bereits die Beherrschung über das Be-

teiligungsunternehmen verhindern. Es ist u. E. 

nach im Einzelfall zu würdigen, ob sich die staat-

lichen Maßnahmen nicht nur auf den Finanzmit-

teltransfer, sondern auch auf die Stimmrechts-

ausübung, die Geschäftsführerbestellung oder 

andere Mechanismen der Bestimmung der rele-

vanten Aktivitäten richten, und somit ggf. keine 

Beherrschung i. S. von IFRS 10 Appendix A (mehr) 

vorliegt, so dass die Mutter-Tochter-Beziehung 

wegfällt. Sofern im Einzelfall keine Kontrolle vor-

liegen sollte, ist weiter zu prüfen, ob in Erman-

gelung einer gemeinsamen Vereinbarung i.S.d. 

IFRS 11, die Voraussetzungen eines assoziierten 

Unternehmens (IAS 28) erfüllt sind.  

Literaturhinweis: Entnommen aus Da-

vids/Henckel/Schubert, StuB 7/2022, S. 249 ff.  
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Anlage - Überblick über die Projekte des IASB 

Maintenance 

Projects 

Nächster 

milestone 

Zeitpunkt 

Lack of Exchangeability 

(Amendments to IAS 21) 

Decide Pro-
ject Direc-
tion 

Q3 2022 

Lease Liability in a Sale 

and Leaseback 

IFRS 
Amend-
ment 

Q3 2022 

Non-current Liabilities 

with Covenants 

(Amendments to IAS 1) 

Exposure 
Draft Feed-
back 

June 2022 

Provisions - Targeted 

Improvements 

Decide Pro-
ject Direc-
tion 

- 

Supplier Finance Ar-

rangements 

ED June 2022 

Standard-Setting 

Projects 

Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

Disclosure Initiative—

Subsidiaries without 

Public Accountability: 

Disclosures 

ED Feed-
back 

April 2022 

Disclosure Initiative – 

Targeted Standards-

level Review of Disclo-

sures 

ED Feed-
back 

May 2022 

Financial Instruments 

with Characteristics of 

Equity 

ED -  

Management Commen-

tary 

ED Feed-
back 

April 2022 

Primary Financial 

Statements 

IFRS Stand-
ard 

- 

Rate-regulated Activi-

ties 

IFRS Stand-
ard 

- 

Second Comprehensive 

Review of the IFRS for 

SMEs Standard 

ED Q3 2022 

 

Research 

Projects 

Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

Business Combinations 

under Common Control 

Decide 
Project Di-
rection 

- 

Dynamic Risk Manage-

ment 

Decide 
Project Di-
rection 

May 2022 

Equity Method Decide 
Project Di-
rection 

April 2022 

Extractive Activities Decide 
Project Di-
rection 

Q3 2022 

Goodwill and Impair-

ment 

Decide 
Project Di-
rection 

H2 2022 

Pension Benefits that 

Depend on Asset Returns 

Project 
Summary 

April 2022 

Post-implementation 

Review of IFRS 10, IFRS 

11 and IFRS 12 

Feedback 
Statement 

June 2022 

Post-implementation 

Review of IFRS 9 – Clas-

sification/Measurement 

Feedback 
Statement 

Q3 2022 

Application Question Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

Transfer of Insurance 

Coverage under a 

Group of Annuity Con-

tracts (IFRS 17) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

June 2022 

Special Purpose Acqui-

sition Companies 

(SPAC): Classification of 

Public Shares as Finan-

cial Liabilities or Equity 

(IAS 32) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

Q3 2022 

Principal versus Agent: 

Software Reseller (IFRS 

15) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

April 2022 
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Lessor Forgiveness of 
Lease Payments (IFRS 9 
and IFRS 16) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

Q3 2022 

Negative Low Emission 

Vehicle Credits (IAS 37) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

June 2022 

Demand Deposits with 

Restrictions on Use 

arising from a Contract 

with a Third Party (IAS 

7) 

Agenda 
Decision 

April 2022 

Cash Received via Elec-

tronic Transfer as Set-

tlement for a Financial 

Asset (IFRS 9) 

Tentative 
Agenda 
Decision 
Feedback 

June 2022 

Strategy & governance 

projects 

Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

Third Agenda Consulta-

tion 

Feedback 
Statement 

Q3 2022 

Taxonomy project Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

IFRS Taxonomy Up-

date—2021 General Im-

provements and Com-

mon Practice 

Proposed 
IFRS Tax-
onomy Up-
date  

- 

Sustainability Nächster 
milestone 

Zeitpunkt 

Climate-related Disclo-

sures 

ED Feed-
back 

H2 2022 

General Sustainability-

related Disclosures 

ED Feed-
back 

H2 2022 
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